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ÖVP und FPÖ sind nun schon seit geraumer Zeit an der Spitze des österreichischen Staates. Damit
ist nicht nur eine offen rassistische Regierung an den Schalthebeln der österreichischen Republik
angelangt, sondern auch eine bürgerliche Angriffsregierung gegen die gesamte ArbeiterInnenklasse.
Dagegen hat sich abseits von punktuellen Protesten und größeren Demonstrationen wenig
Widerstand geregt. Die Linke hat bisher glänzend darin versagt, ihre Kräfte zu bündeln und gegen
konkrete, schwerwiegende Angriffe zu mobilisieren. Wir sind der Meinung, dass praktischer und
effektiver Widerstand organisiert werden muss und zwar jetzt. Dazu gibt es nur einen Weg, nämlich
den Aufbau einer Einheitsfront der Organisationen der Linken und der ArbeiterInnenbewegung
gegen die schwarz-blaue Regierung.

Guter Beginn, schlechte Fortsetzung

In einer Einheitsfront kämpfen verschiedene politische Kräfte für gemeinsame Anliegen.

In den Jahren nach dem Beginn der großen Krise war nicht nur das alte schwarz-blaue
Regierungsprojekt von 2000-2005/06 noch sehr diskreditiert, sondern es war auch für die
herrschende Klasse überaus praktisch, mit der „verantwortungsbewussten“ Sozialdemokratie die
Kosten der Krise auf die Mehrheit der Bevölkerung in Österreich abzuwälzen. Mit der Großen
Koalition war effektiv gesichert, dass die sozialdemokratisch geführten Gewerkschaften nicht über
symbolischen Protest und „Entschärfung der Härtefälle“ hinausgehen würden.

Aber recht bald war die Rolle der Sozialdemokratie erfüllt und die Gewerkschaften und die ihnen so
heilige Sozialpartnerschaft stellten sich doch als zu großes Hindernis für eine substantiell
gesteigerte Ausbeutung in Österreich dar. Mit Sebastian Kurz als neuem ÖVP-Frontmann war dann
schließlich alles klar und die bürgerliche Angriffsregierung konnte praktisch umgesetzt werden. Die
Frage ist nun, wie die Linke es schaffen kann, gegen diese Angriffsregierung (von einem definitiv
anderen Kaliber als die SPÖVP-Regierung), die sich des Rassismus bedient, um die Profite der
KapitalistInnen zu steigern, effektiven Widerstand zu leisten.

Die Proteste gegen Schwarz-Blau begannen früh. Schon am Wahlabend gab es eine Demonstration
gegen die drohende schwarz-blaue Regierung. Darauf folgend gab es große Mobilisierungen in Linz
gegen das Sparpaket der schwarz-blauen Landesregierung mit mehreren tausend Menschen. Gegen
die Angelobung wurden dann breite Proteste von unterschiedlichen Bündnissen und Initiativen
(Offensive gegen Rechts, Österreichische Hochschülerschaft, Plattform radikale Linke,
Jugendorganisationen, …) organisiert, die es schafften, an einem Montagvormittag bei schlechtem
Wetter, tausende Menschen auf die Straße zu bringen. Das hätte der Startschuss für effektiven
Widerstand sein können und mit der darauf folgenden Entwicklung, insbesondere der
Großdemonstration am 13. Jänner mit bis zu 50.000 TeilnehmerInnen, sah es sogar vielversprechend
aus.

Doch danach war es erstmal mit großen Anti-Schwarz-Blau-Mobilisierungen vorbei. Zwar waren
diverse Proteste unter dem Eindruck der neuen Regierung größer als in den Jahren zuvor –
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insbesondere die Demonstrationen gegen den FPÖ-Akademikerball und anlässlich des
internationalen Aktionstags gegen Rassismus, die auch explizit Schwarz-Blau thematisierten, doch
seitdem kam es nicht mehr zu großen Mobilisierungen gegen die Regierung oder einzelne ihrer
Vorhaben. Zwar sind diverse Proteste in Planung, doch über punktuelle, verallgemeinerte
Mobilisierungen, die nicht gegen konkrete (geplante) Angriffe gerichtet sind, kam die Linke in
Österreich bisher nicht hinaus.

Dabei muss gesagt werden, dass die Proteste durchaus Potenzial hätten. Nahezu alle bisher
erwähnten Mobilisierungen konnten die ihnen gegenüber gehegten Erwartungen übertreffen –
manchmal, so wie am 13. Jänner, sogar deutlich. Doch das Problem dabei ist, dass die Proteste einen
sehr gemeinen, abstrakten Charakter tragen: Man protestiert gegen die Verbindung der FPÖ zu
Burschenschaften, gegen Rassismus und für Geflüchtete und gegen Sozialabbau im Allgemeinen.

Doch gegen die konkret durchgeführten Angriffe wie zum Beispiel die Einführung von
Studiengebühren für berufstätige Studierende über den Toleranzsemestern oder die Einführung des
Überwachungspakets mit Bundestrojanern gab es kaum bis keinen konkreten Widerstand. Es konnte
bis jetzt keine relevanten Bewegung entwickelt werden und Kampagnen gegen konkrete Angriffe
blieben zumeist auf kleine Initiativen von Betroffenen beschränkt. Bis jetzt ist es auch nicht
gelungen, gegen konkrete geplante Angriffe wirklichen Widerstand auf die Straße zu tragen – und
das obwohl mit der Einführung eines österreichischen Hartz-IV-Systems, der Ausweitung der
Tageshöchstarbeitszeit auf 12, der Wochenhöchstarbeitszeit auf 60 Stunden oder den beabsichtigten
allgemeinen Studiengebühren sehr harte Angriffe geplant sind. Die erste positive Entwicklung
darüber hinaus scheint nun erst die Demonstration gegen die Zerschlagung der Allgemeinen
Unfallversicherungsanstalt am 1. Mai zu sein.

Sozialdemokratie und Gewerkschaften

Wenn es um die Frage des Widerstandes gegen Schwarz-Blau geht, kann man die gesellschaftlichen
Kräfte grob in zwei Gruppen einteilen. Auf der einen Seite Kräfte, die zwar in der Lage zu effektivem
Widerstand wären und der Regierung ernsthaft zusetzen könnten: Darunter fallen die
Gewerkschaften und die eng mit deren Führungen verbundene SPÖ. Auf der anderen Seite Kräfte,
die zwar subjektiv gewillt sind, Widerstand zu organisieren, aber für einen ernsthaften Widerstand
im gesellschaftlichen Ausmaß zu schwach sind.

Die SPÖ ist in der aktuellen Situation nur zu parlamentarischem und symbolischem Protest bereit.
Ersterer ist ineffektiv, weil sich die Regierung auf eine Mehrheit im Parlament stützt. Zweiter ist von
seiner Natur her nur ein Aufzeigen von Problemen. Diese Beschränktheit ist verbunden mit einer
strategischen Anbiederung an die FPÖ-WählerInnenschaft: Man erinnere sich nur an SPÖ-
Geschäftsführer Max Lercher, der meinte, die Regierung hole zu viele ausländische Arbeitskräfte ins
Land. In Übereinstimmung mit dieser passiv-reaktionären Herangehensweise befinden sich die
Gewerkschaftsführungen, die zum größten Teil aus SozialdemokratInnen bestehen. Nur punktuell
und teilweise beteiligen sich diese Kräfte an den Mobilisierungen gegen Schwarz-Blau und das auch
nur, um ihr Gesicht nicht vollkommen zu verlieren. Ernsthafte Beteiligung an der Organisierung von
Widerstand gibt es hier nicht. Der Vollständigkeit halber wollen wir an dieser Stelle die Vereinigung
„SozialdemokratInnen und GewerkschafterInnen gegen Notstandspolitik“ erwähnen, die aber nicht
von den Gewerkschaftsführungen ausgeht und auch nur eine kleine Verankerung in den
Gewerkschaften hat. Charakteristisch für die in der Bürokratie vorherrschende Haltung ist der
zukünftige ÖGB-Chef Wolfgang Katzian, der meinte, er würde „lieber zum Heurigen als auf die
Barrikaden“ gehen.

Ohne Beteiligung dieser Kräfte – insbesondere der immer noch 1,2 Millionen Mitglieder starken
Gewerkschaften im ÖGB – ist ein erfolgreicher Widerstand gegen Schwarz-Blau kaum denkbar. Die



politische Führung der Gewerkschaften liegt heute klar in der Hand der Sozialdemokratie und
deshalb werden sich diese auch kaum bewegen, solange die SPÖ nicht ihr Okay dafür gibt. Unter
anderem deshalb gilt unser Aufruf zum Widerstand und zum Aufbau einer Einheitsfront nicht nur
den Gewerkschaften, sondern eben auch der SPÖ. Zwar werden sich diese Organisationen nicht
ohne Druck bewegen, das ist aber kein Grund, sie aus ihrer Verantwortung zu entlassen.

Die Linke und die Einheitsfront

Von alleine werden die seit Beginn der 2. Republik in Sozialpartnerschaft, Reformismus und
staatstragender Politik gefangenen Gewerkschaften und SPÖ nicht dazu kommen, gegen die
ÖVP/FPÖ-Regierung zu mobilisieren. Dafür braucht es Druck von unten. Doch diesen Druck von
unten sollte man sich nicht als spontanes Bewusstwerden der österreichischen ArbeiterInnenklasse
vorstellen. Vielmehr bedarf es dazu der bewussten Intervention von Kräften links der SPÖ (wie auch
der Sozialistischen Jugend und anderer linkerer Kräfte innerhalb der Sozialdemokratie). Die Linke
ist durchaus fähig, unter gewissen Umständen größere, punktuelle Proteste zu organisieren. Doch
darüber hinauszugehen, also zu starkem Widerstand mit konkreter Ausrichtung und mit Druck auf
die großen, reformistischen Apparate, ist sie derzeit nicht in der Lage. Die einzige Möglichkeit, das
zu erreichen, wäre der Aufbau einer effektiven Einheitsfront aller linken Organisationen und
Initiativen mit dem Anspruch, alle Kräfte der ArbeiterInnenbewegung in der Aktion gegen die
Regierung zu vereinigen, also auch die Gewerkschaften samt bürgerlicher ArbeiterInnenpartei SPÖ
in die Einheitsfront zu zwingen.

Bisher gibt es nur unterschiedliche, separate Bündnisse mit beschränktem Anspruch und wenig
weitreichender Geltung. Auf der einen Seite gibt es die moderat linke „Plattform für eine
menschliche Asylpolitik“ mit den führenden Kräften SJ, Grüne, Linkswende und Volkshilfe. Dann gibt
es die linke „Offensive gegen Rechts“ (wo auch wir Teil davon sind) und die autonome „Plattform
radikale Linke“. Abgesehen davon gibt es noch diverse kleinere Zusammenschlüsse oder
Organisationen, die an keinem dieser drei Bündnisse teilnehmen. Nachdem sich mit ÖVP und FPÖ
die mächtigsten und reaktionärsten Teile der österreichischen Bourgeoisie zusammengeschlossen
haben, sollte man erwarten, dass als Antwort darauf auch die Linke – ohne ihre gegenseitige Kritik
und politische Auseinandersetzung aufzugeben – es schaffen würde, ihre Kräfte zu bündeln. Weit
gefehlt. Die organisatorischen Ansätze über punktuelle Absprachen rund um die Angelobung und
auch für die Demonstration am 13. Jänner sind wieder zerfallen oder hinter ihr bisheriges Ausmaß
zurückgefallen.

Uns geht es bei so einer Einheitsfront in keiner Weise darum, dass die unterschiedlichsten Gruppen
und Organisationen sich in allen Punkten einig sein oder ihre Kritik an den anderen unterlassen
müssen. Vielmehr ist es wichtig, dass in einem Zusammenschluss offen und ehrlich die Ausrichtung
debattiert wird und die Auseinandersetzung innerhalb der Bewegung nicht gescheut wird –
immerhin gibt es die unterschiedlichsten falschen Herangehensweisen und Taktiken in der Linken.
Aber wesentlich ist, dass trotz dieser gegenseitigen Kritik die gemeinsame Aktion und
Zusammenarbeit möglich sein muss.

Unserer Meinung nach ist für den Aufbau einer Einheitsfront eine Widerstandskonferenz nötig, auf
der alle linken Gruppen, Initiativen und Organisationen der ArbeiterInnenbewegung, die gewillt
sind, diese Regierung nicht widerstandslos ihr Programm durchführen zu lassen,
zusammenkommen. So eine Widerstandskonferenz ist nicht nur wichtig, um die Kräfte zu bündeln
und damit effektiver zu machen, sondern vor allem auch, um eine Debatte darüber zu führen, was
die wichtigsten konkreten, geplanten Angriffe sind, gegen die wir schon heute (und nicht erst wenn
sie kurz vor der Umsetzung stehen) mobilmachen können und mit welchen Mitteln wir diese am
effektivsten zurückschlagen können.


